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Videospiele Microsoft und Sony wollen Markt für 
Konsolen mit neuen Steuergeräten erweitern  Seite 8  Aktuell 

Weber für längere 
Bankenhilfe

Bundesbank-Präsident Axel Weber 
drängt auf einen möglichst zügigen 
Ausstieg aus der unkonventionellen 
Geldpolitik der EZB. Über die Wie-
deraufnahme des Exits solle im ers-
ten Quartal 2011 diskutiert werden, 
sagte das EZB-Ratsmitglied am Frei-
tag. Einstweilen solle die Notenbank 
ihre expansive Geldpolitik aber bei-
behalten, forderte Weber. Bei den Re-
finanzierungsgeschäften mit den 
Banken sei es „weise“, nicht vor dem 
Jahreswechsel vom Prinzip der Voll-
zuteilung abzurücken. Der EZB-Rat 
will Anfang September darüber ent-
scheiden. Wegen der Krise bekom-
men die Banken noch bis Oktober 
von der Notenbank so viel Geld, wie 
sie wollen. (red)

Grundsatzurteil Steuergesetze dürfen nicht  
rückwirkend verschärft werden  Seite 9  

Banken und Forschungsinstitute sehen Wirtschaftswachstum nun über drei Prozent

Führende Volkswirte  
heben Prognosen kräftig an

0,5 Prozent erwartet. Angesichts des 
unerwartet starken Zuwachses sind 
die Prognosen vieler Ökonomen nun 
vielfach Makulatur. 
So erklärte der Konjunkturchef des 
Münchner Instituts für Wirtschafts-
forschung (Ifo) Kai Carstensen, das 
starke zweite Quartal bewirke „schon 
aus technischen Gründen“ eine Revi-
sion. „Eine Drei vor dem Komma ist 
durchaus möglich.“ Allerdings werde 
man vor dem Herbstgutachten am 
14. Oktober keine neue Prognose ver-
öffentlichen. Bislang geht das Ifo für 
2010 von einem Plus von 2,1 Prozent 
aus. Auch das Institut für Wirt-
schaftsforschung Halle (IWH) steht 
vor einer deutlichen Anhebung: „Im 
Moment erwarten wir für 2010 min-
destens drei Prozent Wachstum“, 
sagte Konjunkturchef Oliver Holte-
möller. Zuletzt hatte das IWH ein 
Plus von 2,1 Prozent unterstellt. Die 
genaue Prognose werde man am 
15. September veröffentlichen, sagte 
Holtemöller. 

Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in Berlin ist 
für 2010 nun ebenfalls deutlich zu-
versichtlicher als bislang. Man gehe 
von einer „BIP-Wachstumsrate von 
gut drei Prozent oder leicht darüber 
aus“, erklärte DIW-Konjunktur-

experte Vladimir Kuzin. Die derzeit 
gültige Prognose ist mit 1,9 Prozent 
deutlich vorsichtiger. 

Zahlreiche Finanzinstitute ha-
ben ihre Prognosen bereits revidiert. 
So rechnen etwa die Allianz-Gruppe 
und M.M. Warburg für 2010 nun mit 
einem Wirtschaftswachstum von 3,3 
Prozent. Bislang waren beide Finanz-
dienstleister übereinstimmend von 
einem Plus von 2,3 Prozent ausge-
gangen. „Die deutsche Wirtschaft 
profitiert erheblich von der Belebung 
des Welthandels“, sagte Allianz-
Volkswirt Gregor Eder. Für das 
zweite Halbjahr erwarte man jedoch 
eine moderatere Entwicklung. „Vor 
allem die Wachstumsimpulse vom 
Außenhandel dürften weniger ausge-
prägt sein“, sagte Eder.  

Auch die Commerzbank hat ihre 
Erwartung für 2010 von bislang 2,5 
auf 3,3 Prozent erhöht. Das hohe 
Tempo aus dem zweiten Quartal sei 
jedoch „nicht zu halten“, erklärte 
Commerzbank-Chefvolkswirt   
Jörg Krämer. Sowohl in den 
USA als auch in China wiesen 
die Wirtschaftsindikatoren 
nach unten. Dem werde sich 
„die exportorientierte deutsche 
Wirtschaft nicht vollständig entzie-
hen können“, sagte Krämer.  

von Thomas Schmidtutz

D ie Energieexpertin Claudia Kem-
fert hat die umstrittene Brenn-
elementesteuer verteidigt. Die 

Mittel sollten jedoch nicht zum Stopfen 
von Haushaltslöchern verwendet wer-
den, sondern in den Umbau des Energie-
systems fließen. Die Energiekonzerne 
hätten in den vergangenen Jahren bereits 
erhebliche Zusatzgewinne durch die kos-
tenlose Zuteilung von CO2-Zertifikaten 
eingefahren, sagte die Leiterin der Abtei-
lung Energie, Verkehr, Umwelt am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW). Eine mögliche Laufzeitverlänge-
rung würde bei den Betreibern von 
Atomkraftwerken zu Extragewinnen 
von 6,4 Milliarden Euro pro Jahr führen, 
sagte die Beraterin von EU-Kommis-
sionspräsident José Manuel Barroso.

€uro am Sonntag: Frau Professor Kem-
fert, Bundeskanzlerin Angela Merkel ist 
von der geplanten Brennelementesteuer 
abgerückt. Knickt Berlin vor der Macht 
der Versorger ein?
Claudia Kemfert: Wenn die Bundesregie-
rung von der Brennelementesteuer wirk-
lich abrückt, lautet die Antwort eindeu-
tig: Ja. Und das ist das falsche Signal. Die 
Brennelementesteuer ist ein richtiges 
und wirkungsvolles Instrument. 

€uro am Sonntag: Wieso?
Kemfert: Der Staat benötigt Geld zur 
 Sanierung maroder Atommülllager. Zu-
dem muss das Energiesystem umgestellt 
werden. Die Konzerne haben in der 
 Vergangenheit enorme Zusatzgewinne 

„Das falsche Signal“
DIW-Energieexpertin Claudia Kemfert warnt davor, die Brennelementesteuer aufzugeben. 

Sie müsse jedoch in den Umbau des Energiesystems fließen, nicht in die Etatsanierung

Exportboom: Deutsche Waren  
sind weltweit wieder stark gefragt. 

Das treibt das Wachstum

BMW hofft auf 
den Euro Stoxx 50
Die deutliche Kurssteigerung der Ak-
tie könnte BMW einen wichtigen 
Achtungserfolg bringen. Der Auto-
bauer hat laut Hochrechnung von 
Analysten realistische Chancen, in 
den Euro Stoxx 50, den wichtigsten 
Auswahlindex für die Eurozone, auf-
genommen zu werden. Vorausset-
zung ist allerdings, dass das nieder-
ländische Versicherungsunterneh-
men Aegon aus dem Index rutscht. 
Das wäre der Fall, wenn die Aegon-
Aktie nach Marktkapitalisierung 
nicht mehr zu den größten 60 zählt. 
Entscheidend ist die Rangliste zum 
Stichtag Ende August. Eine Mitglied-
schaft ist wichtig, da sich viele pas-
sive Investments an den großen In-
dizes orientieren. (svp)

Frage der Woche
Der DAX hat deutlich nachgegeben. 
Ist das der Start einer größeren Korrektur?

Ja. Der DAX ist mehrfach an seinem Jahreshoch  
gescheitert. Das ist kein gutes Zeichen.
 

Nein. Deutsche Firmen stehen international blendend 
da. Das wird den DAX weiter steigen lassen.

Die Frage von vergangener Woche:

Der Euro ist unter die Marke von 1,30 Dollar 
gefallen. Wird der Abwärtstrend anhalten?

Abstimmen können Sie immer bis Donnerstag, 24 Uhr, unter 
www.euroamsonntag.de. Die Ergebnisse der Umfrage werden 
jeweils im nächsten Heft veröffentlicht.

Ja. Der Euro 
steuert wieder 

auf 1,20 Dollar zu

Nein. Schlechte 
US-Konjunktur-
daten werden 
dem Euro helfen

in %

ja ist orange

nicht entgruppieren, verdammt!!!

28

72
Claudia Kemfert: Pro-

fessorin für Energie-
ökonomie an der 
Hertie School of 

Governance, 
Berlin

Allianz kauft  
Aldi-Filialen

Der Lebensmitteldiscounter Aldi Süd 
macht mit dem Verkauf von Immobi-
lien Kasse. Die Allianz teilte am Frei-
tag mit, 80 Objekte von Aldi Süd er-
worben zu haben. Zum Preis wollte 
Europas größter Versicherer keine 
Angaben machen. Die Immobilien 
befänden sich in Bayern, Hessen, Ba-
den-Württemberg und Rheinland-
Pfalz, hieß es. „Das Portfolio hat eine 
Verkaufsfläche von durchschnittlich 
900 Quadratmetern pro Objekt.“ Die 
Gebäude seien langfristig an Aldi 
Süd vermietet. Die Allianz will in den 
kommenden Jahren massiv in alterna-
tive Anlagen investieren, wozu auch 
Immobilien gehören. Allein 15 Milli-
arden Euro sollen in den Immobilien-
bereich gesteckt werden.  (red)

durch die kostenlose Zuteilung von CO2-
Zertifikaten geschenkt bekommen. Nach 
unseren Berechnungen erhalten die 
Konzerne bis zu 6,4 Milliarden Euro 
 Extragewinne durch Kernkraftwerke – 
pro Jahr. Um diese Verzerrung zu be-
heben, wäre die Brennelementesteuer 
goldrichtig. 

€uro am Sonntag: Statt der von der Bun-
desregierung bislang favorisierten 
Brennelementesteuer plädieren die 
Atomkraftwerkbetreiber für die Einrich-
tung eines Fonds von bis zu 30 Milliar-
den Euro, in den sie während der an-
gestrebten Verlängerung der Restlauf-
zeiten über 2020/2021 hinaus jährlich 
einzahlen würden. Wäre das besser?
Kemfert: Nein. Die Brennelementesteuer 
wäre ein wirkungsvolles Instrument, 
das man nicht aufgeben darf. Ich sehe 
nicht wirklich einen Vorteil eines Fonds, 
außer dem, dass man das Geld zweck-
gebunden für den Umbau des Energie-
systems einsetzt. Somit wäre der Kom-
promiss, dass eine Brennelemente-
abgabe eingeführt wird, die Gelder aber 
nicht wie geplant zur Stopfung von 
Haushaltslöchern eingesetzt werden, 
sondern zweckgebunden für den Umbau 
des Energiesystems – also etwa für In-
frastruktur, Ausbau erneuerbarer Ener-
gien oder aber intelligente Netze.

€uro am Sonntag: Nun gibt es beim der-
zeit gültigen Ausstiegsszenario eine 
Reihe ungelöster technischer Fragen, 
etwa die bislang eher rudimentären Lö-
sungen zur Stromspeicherung oder das 
Problem starker Schwankungen in den 
Netzen. Ist ein Ausstieg bis 2020/21 vor 
diesem Hintergrund überhaupt realis-
tisch oder brauchen wir da mehr Zeit? 
Kemfert: Wir brauchen Zeit und Geld. 
Geld, das von den kapitalstarken Kon-
zernen nicht freiwillig zur Verfügung 
gestellt wird – zumindest nicht in dem 
Umfang, wie es notwendig gewesen 
wäre. Zeit allein nützt somit nichts, son-
dern nur, wenn man eine mögliche Lauf-
zeitverlängerung an Bedingungen kop-
pelt: kein Zubau von Kohlekraftwerken, 
Ausbau der Netze und Stromspeicher, 
Verbesserung des Wettbewerbs auch im 
Gasbereich, damit Gas als Ressource at-
traktiver wird. All dies muss ein Ener-
giekonzept regeln.

€uro am Sonntag: Die Energieerzeu-
ger haben für den Fall einer Brenn-

elementesteuer bereits mit einem vor-
zeitigen Stopp der Erzeugung von Atom-
strom gedroht. Könnten sich die Kon-
zerne so etwas wirtschaftlich überhaupt 
leisten oder ist das eine leere Dro-
hung?
Kemfert: Eine absolut leere Drohung, 
denn die Kernkraftwerke werden ja oh-
nehin abgeschaltet. 

€uro am Sonntag: Aber die Konzerne sa-
gen, die Brennelementesteuer könnte 
dazu führen, dass sich der Betrieb ein-
zelner Kernkraftwerke womöglich nicht 
mehr rechnet und jedes Dritte der insge-
samt 17 deutschen Kernkraftwerke ab-
geschaltet werden müsste. 
Kemfert: Die Belastung hängt entschei-
dend von der Entwicklung des Großhan-
delsstrompreises ab. Wenn dieser nied-
rig bleibt, also unter fünf Cent je Kilo-
wattstunde, lohnen sich in der Tat 
kleinere, ältere AKWs nicht mehr, da die 
Brennelementesteuer die Kosten deut-
lich erhöht. Ein derart niedriger Strom-
preis ist zumindest für die kommenden 
Jahre eher unwahrscheinlich. Man kann 
eher damit rechnen, dass der Börsen-
preis auf über sechs Cent pro Kilowatt-
stunde steigt. Damit lohnt sich auch der 
Weiterbetrieb alter Anlagen. Wettbewer-
ber würden sich über die freiwillige Auf-
gabe von Kraftwerken freuen. Insbeson-
dere ausländische Wettbewerber, Stadt-
werke, kleinere und mittlere Energie-
anbieter, auch Anbieter erneuerbarer 
Energien wären froh, wenn sie in neue 
Anlagen investieren könnten und nicht 
traurig, wenn einige Großkraftwerke ab-
geschaltet würden. Derzeit lohnen sich 
die Investitionen für kleinere Energie-
anbieter oftmals nicht, da ausreichend 
Strom eben durch die Großkraftwerke 
erzeugt wird.

€uro am Sonntag: In anderen Ländern 
ist die Situation völlig anders. In den 
USA oder Großbritannien werden neue 
Atomkraftwerke geplant. Droht den 
deutschen Versorgern hier Wettbewerbs-
verzerrung?
Kemfert: Es ist zwar richtig, dass viele 
andere Länder auf Atomstrom setzen, 
denn in der Tat kann die Kernenergie 
eine Brückenfunktion übernehmen. Al-
lerdings wird die Atomkraft auch in an-
deren Ländern das Energieproblem nicht 
lösen, denn über 80 Prozent der er-
zeugten Energie weltweit kommt aus fos-
siler Energie. Hier liegt die eigentliche 
Aufgabe. Zudem haben viele Länder an-
gekündigt, dass Atomkraftwerke ohne 
Subvention auskommen müssen. Da 
wird dann der eine oder andere heute an-
gekündigte Zubau nicht stattfinden.

@  Das vollständige Interview finden 
Sie unter www.finanzen.net

von Thomas Schmidtutz

F ührende deutsche Volkswirte 
sehen die Konjunkturentwick-
lung in Deutschland ange-

sichts des Frühjahrsbooms im lau-
fenden Jahr deutlich optimistischer 
als bislang. Das geht aus einer Um-
frage dieser Zeitung unter deutschen 
Finanzdienstleistern und Wirtschafts-
forschungsinstituten hervor. Danach 
rechnen die Ökonomen für 2010 nun 
mit einem Wachstum von 3,1 Pro-
zent. Bei der jüngsten €uro-am-Sonn-
tag-Umfrage vor vier Wochen hatten 
die Experten noch ein Plus von 2,1 
Prozent erwartet. Erst am Donners-
tag hatte auch die Bundesbank ihre 
Prognose für das deutsche Wirt-
schaftswachstum von bislang 1,9 auf 
„rund drei Prozent“ angehoben. Zur 
Begründung verwiesen die Bundes-
banker auf die „günstige konjunktu-
relle Grunddynamik“. 

Im zweiten Quartal hatte die Wirt-
schaftsleistung gegenüber dem 

ersten Vierteljahr um 2,2 Pro-
zent zugelegt, so kräftig wie 

seit dem Frühjahr 1987 
nicht mehr. Analys-

ten hatten ledig-
lich ein Plus von 

Duell um  
Megadeal

Im Kampf um den asiatischen Markt 
buhlen die Flugzeughersteller Air-
bus und Boeing um einen milliarden-
schweren Großauftrag aus Thailand. 
Die staatliche Fluglinie Thai Airways 
will 30 Flugzeuge bestellen, berich-
tet die Nachrichtenagentur Reuters 
unter Berufung auf Insiderkreise. In 
der Branche kursiert seit Längerem 
das Gerücht, die Thailänder planten 
eine neun Milliarden Dollar teure 
Einkaufstour. Airbus habe seinen 
A 350 und Boeing den Dreamliner 
787 ins Rennen geschickt. Beide Flug-
zeuge sind noch in der Entwicklung. 
Der Auftrag könnte noch vor Jahres-
ende vergeben werden. Ausgeliefert 
werden sollen die Jets laut Reuters 
zwischen 2015 und 2020.   (red)


